Das Blatt erſcheint nach 
Bedarf, im allgemeinen 
monatlich zweimal, zum 
Preiſe von jährlich M. 6. 


587 


Miniſterial-Blalt 


Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
anſtalten und durch die 
Expedition des Blattes 
Berlin W. 8, Mauerſtr. 48/44. 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Uöniglichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Ar. 28. 


Berlin, Montag, den 30. Dezember 1912. 


12, Jahrgang. 


Jnuhalt: 


II. Allgemeine Uerwaltungsſachen: Betr. Abnahme und Prüfung der Rechnungen S. 587, 591. 
III. Handels angelegenheiten: Handelsverkehr: Betr. Preisfeſtſtellung im Getreidegroßhandel S. 594. 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und 


I. erſonalien: S. 587. 


Verwendung von Acetylen S. 5ö5. — 


2. Arbeiterverſicherung: Betr. Stellvertretung des Vor⸗ 


ſitzenden des Oberverſicherungsamts S. 595. — 3. Verſicherung der Angeſtellten: Betr. Beitrags- 


leiſtung durch die Arbeitgeber (8 177 des Geſ.) S. 596. 


Ber. Verſicherungspflicht der Angeſtellten 


der Gemeindeverbände oder Gemeinden S. 597, 598. Betr. Verſicherungspflicht der im Dienſte der 


Juſtizverwaltung Beſchäftigten S. 598. 
V. Hewrrbliche Unterricht, angelegenheiten: l. 


Allgemeine Angelegenheiten: Überſicht über die 


Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtichaftstunde S. 599. — 
2. Fachſchulen: Betr. Programme und Jahresberichte der Fachſchulen S. 600. 


I. Perſonalien. 


Dem Direktor im Miniſterium für Handel 
und Gewerbe, Wirklichen Geheimen Rat 
Dr. Neuhaus, iſt der Vorſtitz in der König⸗ 
lichen Techniſchen Deputation für Gewerbe 
übertragen worden. 


Dem Verwaltungs direktor Barenthin 
von der Königlichen Porzellan-Manufaktur 


zu Berlin iſt der Charakter als Geheimer 
Regierungsrat verliehen worden. 


Der Navigationslehrer Eitel in Timmel iſt 
zum 1. Januar 1913 nach Leer verſetzt worden. 

Der Navigations-Vorſchullehrer Kam— 
rath in Barth ift zum Navigationslehrer 
ernannt und nach Timmel verſetzt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Abnahme und Prüfung der Rechnungen. 


Beſtimmungen 
für die 
Verwaltungsbehörden in Ausführung des Geſetzes zur Abänderung der Vor— 


ſchriften über die Abnahme und Prüfung der Rechnungen vom 22. März 1912. 
(Ausf. Beſt. z. ORKG. 1912.“ 


In Ausführung des bezeichneten Geſetzes vom 22. März 1912 — Geſetzſamml. S. 29 
— wird folgendes beſtimmt: 


Zu Artikel 1 Nr. 1 — 8 11 OR KG. 
81. 


Jede Delegation kann jederzeit zurückgenommen werden. 
) Die abgekürzten Bezeichnungen gelten für dieſe Beſtimmungen und für den Schriftverkehr der 
Oberrechnungskammer. 


tagen 
‚a und b. 
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Die Verwaltungsbehörden haben die ihnen zur Prüfung und Erteilung der Entlaftung 
überlaſſenen (delegierten“) Rechnungen vollſtändig zu prüfen. 

Sie haben im allgemeinen ihren Erinnerungen und Entſcheidungen die ihnen bekannten 
Grundſätze der Oberrechnungskammer, deren Entſcheidungspraxis fie aus den Prüfungs⸗ 
verhandlungen ſowie aus der Nachprüfung der delegierten Rechnungen kennen zu lernen 
in der Lage ſind, zu Grunde zu legen. Glauben die Verwaltungsbehörden von dieſen 
Grundſätzen abweichen zu ſollen, ſo haben ſie vor dem Abſchluſſe des Reviſionsgeſchäfts 
mit der Oberrechnungskammer ins Benehmen zu treten und deren Beſcheid abzuwarten. 

Bei der Prüfung ſind inſonderheit zu beachten die für die Rechnungsreviſion in 
Betracht kommenden Beſtimmungen des ORKG — vergl. $ 12 —, der OR KJ. 1824 — 
vergl. §§ 3 und 10 — und des Staatshaushaltsgeſetzes vom 11. Mai 1898 (SthhG. ). 
Auszüge aus dem ORKG. und der Ogi KJ. 1824 find in der Beilage abgedruckt. 

Abgeſehen von der rechneriſchen Prüfung, für welche die Beſtimmungen des Staats⸗ 
miniſterialbeſchluſſes vom 6. Juni 1911 (Min Bl. f. d. i. V. S. 242/3, HMBl. 1911 
S. 376) zur Anwendung kommen, und von der Feſtſtellung, ob die formelle Rechnungs— 
aufſtellung den beſtehenden Beſtimmungen entſpricht, wird hinſichtlich der materiellen Prüfung, 
ohne daß beabſichtigt ſein kann, den Gegenſtand zu erſchöpfen, empfohlen, dieſe Prüfung 
noch beſonders darauf zu richten, 

ob bei den Einnahmen und Ausgaben für Rechnung der Staatsfonds die Be— 
ſtimmungen des Etats und die beſtehenden Verwaltungsgrundſätze und 

für Rechnung der Fonds über Stiftungen u. dergl. die Stiftungsurkunden, 
Satzungen oder ſonſtigen maßgebenden Beſtimmungen 


beachtet ſind, 


ob die Verwaltungsgrundſätze in den geeigneten Fällen gleichmäßig angewandt 
ſind, ob auf Einführung einheitlicher Einrichtungen hinzuwirken iſt, ob Anord— 
nungen zur Abſtellung von Unregelmäßigkeiten und Mißſtänden oder zur 
Wahrung des wirtſchaftlichen Intereſſes des Staates bei Geſtaltung der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben zu treffen ſind, 

ob die gegen frühere Rechnungen gezogenen Erinnerungen erledigt ſind und 
beachtet werden, 

ob die den Rechnungsbeträgen zugrunde liegenden Verträge, Koſtenanſchläge, 
Verdingungsverhandlungen und ſonſtigen Unterlagen beigebracht find, ob hin— 
ſichtlich der ſtempelpflichtigen Urkunden das Stempelintereſſe gewahrt iſt. 


Die Prüfung hat ſich auch auf die Form und die Sachlichkeit derjenigen Kaſſenanweiſungen 
zu erſtrecken, die von den mit der Rechnungsprüfung beauftragten oder von den dieſen 
vorgeſetzten Behörden erlaſſen ſind. 

Ferner ſind bei der Prüfung die Umſtände zu berückſichtigen, die ſich nur aus der 
genaueren örtlichen Kenntnis der Perſonen oder Sachen ſowie aus der Beſchaffenheit der 
einzelnen Verhältniſſe entnehmen laſſen. 

Außerdem iſt darauf hinzuwirken, daß tunlichſt an Stelle der Aufſtellung beſonderer 
Kaſſenrechnungen dieſe durch die entſprechend einzurichtenden Handbücher (Manuale) erſetzt 
oder, wo dies nicht angängig erſcheint, wenigſtens die Handbücher (Manuale) als Konzept⸗ 
rechnungen benutzt werden. 


8 3. 

a) Die bei der Rechnungsprüfung von den Verwaltungsbehörden erhobenen Bean⸗ 
ſtandungen werden zur Unterſcheidung von den Prüfungserinnerungen der Oberrechnungs⸗ 
kammer (Pr. Er.*) und von den Abnahmebemerkungen (Abn. Bem.“) „Prüfungsbemerkungen“ 
(Pr. Bem. ) benannt. 

b) Kann ſogleich die Entlaſtung oder Richtigkeitserklärung erteilt werden, ſo werden 
die Prüfungsbemerkungen der Entlaſtungsverfügung oder Richtigkeitserklärung angeſchloſſen. 
Sonſt werden ſie in eine Prüfungsverhandlung nach Art der von der Oberrechnungskammer 
aufgeſtellten aufgenommen. Die Beantwortung der Pr. Bem. erfolgt in der für die Ober⸗ 
rechnungskammer gebräuchlichen Form. 


) Die abgekürzten Bezeichnungen gelten für dieſe Beſtimmungen und für den Schriftverkehr der 
Oberrechnungskammer. 
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Es bleibt vorbehalten alle Prüfungsverhandlungen oder alle Schriftſtücke, in denen 
Erinnerungen oder Ausſtelluͤngen verfolgt oder erledigt worden ſind, einzufordern. 

c) Unweſentliche Verſtöße, namentlich ſolche Mängel, die durch unmittelbare Ver: 
ſtändigung der Prüfungsbehörde mit der revidierten Stelle beſeitigt werden können, ſind 
nicht zum Gegenſtande von Pr. Bem., aber auf den Belegen erſichtlich zu machen. 


§ 4. 

Wenn die Oberrechnungskammer gemäß § 11 Abſ. 2 ONKG. delegierte Rechnungen 
einfordert, ſo ſind dieſe mit den Belegen und außerdem, ſofern nicht anders beſtimmt wird, 
ſtets die Rechnung des Vorjahrs (zunächſt ohne Belege) und die Prüfungsakten ſowie in 
den geeigneten Fällen die Stiftungsurkunden, Satzungen oder ſonſtigen beſonderen Be- 
ſtimmungen einzuſenden. 

Se 

a) Den rechnungsführenden Beamten iſt die Entlaftung in der bisher von der Ober- 
rechnungskammer angewandten Form ohne Verzug zu erteilen, ſobald fie ihren Verbindlich⸗ 
keiten vollſtändig genügt und die gegen fie aufgeſtellten Pr. Bem. erledigt haben (§ 17 
ONKG.). Wenn die ermittelten Defekte und die ſonſtigen Anſtände nicht den Rechnungs⸗ 
führer oder die zum Geſchäftsbetrieb einer Kaſſe gehörigen ſelbſtändigen Untereinnehmer 
und Erheber, ſondern lediglich die vorgeſetzte Behörde und deren Beamte oder dritte Per: 
ſonen betreffen, ſo wird dadurch die Erteilung der Entlaſtung nicht gehindert. 

b) Stehen verſchiedene Rechnungen der gleichen Kaſſe zu einander in dem Verhältnis, 
daß eine als Hauptrechnung zugleich die Ergebniſſe und Summen der übrigen nachzuweiſen 
hat, ſo daß die letzteren eigentlich nur Unterlagen oder Belege (Nebenrechnungen) zur Haupt⸗ 
rechnung bilden, ſo wird hinſichtlich ſolcher Nebenrechnungen nicht Entlaſtung erteilt, ſondern 
bei Vorhandenſein der unter a bezeichneten Vorausſetzungen die Erklärung abgegeben, daß 
die Rechnung als richtig angenommen worden iſt. Iſt dieſe Erklärung zu ſämtlichen in 
Betracht kommenden Nebenrechnungen ergangen und hat der Rechnungsführer aus der 
Hauptrechnung ſelbſt nichts zu vertreten, ſo wird zu dieſer die Entlaſtung erteilt. 

Sind derartige Nebenrechnungen an die Verwaltungsbehörde delegiert, während die 
Hauptrechnung von der Oberrechnungskammer geprüft wird, jo erteilt dieſe zur Haupt⸗ 
rechnung die Entlaftung. Der Oberrechnungskammer muß daher mitgeteilt werden, ob die 
entſprechenden Nebenrechnungen als richtig angenommen worden find. Vergl. § 11. 

c) Auch ſonſt iſt der Oberrechnungskammer anzuzeigen, ob zu den delegierten Rech⸗ 
nungen die Entlaſtung oder Richtigkeitserklärung erteilt worden iſt. Vergl. § 11. 


Zu Artikel I Nr. 2 — f 17a OR RKG. 


8 6. * 

Damit der Zweck des § 17a ORKG. voll erreicht wird, iſt im Sinne dieſer Vorſchrift 
in den dort bezeichneten Fällen auch von den mit der Rechnungsprüfung betrauten Ver— 
waltungsbehörden zu verfahren. 

Dazu wird folgendes beſtimmt: 

a) Inſoweit nicht die beſonderen Verhältniſſe einzelner Verwaltungszweige oder die 
Verhältniſſe des Einzelfalls erhebliche Bedenken ergeben, iſt gegenüber den einzelnen 
Zahlungspflichtigen oder Bezugsberechtigten bei Beträgen unter 1 “ die nachträgliche Ein- 
ziehung und die nachträgliche Zahlung nicht anzuregen, von entſprechender Anregung auch 
bei höheren Beträgen dann abzuſehen, wenn das vorliegende Material erkennen läßt, daß 
die Einziehung oder Zahlung mit Koſten oder Weiterungen verbunden ſein würde, die in 
keinem richtigen Verhältnis zur Höhe des Betrags ſtehen. In den angegebenen Fällen 
iſt zugleich die Aufſtellung und Verfolgung von Pr. Bem. zu unterlaſſen, inſoweit nach 
Lage der bezeichneten Verhältniſſe auch hiergegen keine Bedenken beſtehen. Das ein— 
geſchlagene Verfahren muß aber aus einem auf den Beleg zu ſetzenden Vermerk erſicht— 
lich ſein. 

? 0 Bei der Entſcheidung über Nacherhebungen oder Rückzahlungen von der nämlichen 
Perſon iſt in der Regel jeder Beleg inſofern als ein für ſich abgeſchloſſenes Ganzes zu 
behandeln, als darin für jeden Zahlungspflichtigen oder Bezugsberechtigten die zu wenig 
und die zu viel erhobenen Beträge zuſammengerechnet und die ſo gefundenen Summen 
gegeneinander abgeglichen werden. Die ſich alsdann ergebende Schlußſumme iſt für die 
Entſcheidung maßgebend. 


Anlage 2 
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c) In der Regel wird ohne Rückſicht auf den Betrag geboten ſein, Pr. Bem. aufzu⸗ 
ſtellen und zu verfolgen, wenn ein Anhalt für die Annahme ſich bietet, es könne ſich um 
den Austrag einer wichtigen grundſätzlichen Frage handeln, ſowie wenn rechneriſch unrichtige 
Feſtſetzungen oder unrichtige Feſtſetzungen laufender Bezüge ermittelt wurden. Dagegen 
wird auch in derartigen Fällen die Abſtandnahme von der Anregung nachträglicher Ein⸗ 
ziehungen oder Zahlungen in den unter à angegebenen Grenzen zumeiſt zuläſſig und zweck⸗— 
mäßig ſein. 

Zu Artikel 1 Nr. 3, 4, 5 — 58 18, 18a, 19 ORG. 
G le 

Zu den gemäß § 18 ONKG. dem Landtage mit der allgemeinen Rechnung vorzu⸗ 
legenden, von der Oberrechnungskammer aufzuſtellenden Bemerkungen haben, ſoweit es ſich 
um delegierte Rechnungen handelt, die Verwaltungsbehörden die Unterlagen zu liefern. 
Selbſtverſtändlich kommen hierbei nur Rechnungen über den Staatshaushaltsetat in Betracht. 


Damit die Oberrechnungskammer die Beſcheinigung nach $ 181 ORKG. abgeben kann, 
ſind ihr von den Verwaltungsbehörden Beſcheinigungen darüber zu erteilen, welche Beträge 
in den von dieſen Behörden gemäß § 11 Abſ. 1 ORKG. geprüften Kaſſenrechnungen bei 
den einzelnen Etatspoſitionen in Einnahme und Ausgabe nachgewieſen ſind. 

Das Gleiche gilt, wenn von der Verwaltungsbehörde Kaſſenrechnungen geprüft ſind, 
deren Ergebniſſe in eine Rechnung übernommen ſind, die der Oberrechnungskammer zur 
eigenen Prüfung vorgelegt wird. Etwa vorhandene Verſchiedenheiten find zu erläutern. 


Vergl. § 11. 
8 9, 


Die bei Zugrundelegung der Grundſätze der Oberrechnungskammer ermittelten Ab⸗ 
weichungen und Verſtöße im Sinne des $ 18°, und des § 18a in Verbindung mit § 19 
ORKG., die bei Prüfung der delegierten Rechnungen von den Verwaltungsbehörden wahr⸗ 
genommen werden, ſind der Oberrechnungskammer mitzuteilen, auch wenn ſie nach den 
von den Verwaltungsbehörden befolgten Grundſätzen ſich nicht als Abweichungen oder 
Verſtöße darſtellen. 

Die Abweichungen und Verſtöße ſind in ein Verzeichnis nach beiliegendem Muſter, 
dem die bezüglichen Belege und ſonſtigen Unterlagen beizufügen ſind, aufzunehmen. 

Sind Abweichungen und Verſtöße nicht wahrgenommen, jo iſt dies anzugeben. 
Vergl. § 11. 

8 10. 


Die Verwaltungsbehörden werden ermächtigt, im Sinne des $ 18a OR KG. ihrerſeits 
als geringfügige Beträge, welche die Abſtandnahme von der Aufnahme in das Verzeichnis 
der Abweichungen (vergl. § 9) rechtfertigen, Beträge bis zu 100 , zu behandeln, falls 
nur Verſehen und nicht Fragen von grundſätzlicher Bedeutung vorliegen. In ſolchen Fällen 
iſt die Abſtandnahme von der Aufnahme in das Verzeichnis auf den Belegen zu vermerken. 


Se 
Die Mitteilungen an die Oberrechnungskammer 
über die Erteilung der Entlaſtung oder Richtigkeitserklärung ($ 5b, c), N 
über die Abſchlußſumme der delegierten Rechnungen — 8 181 Ogg G. — ($ 8), 
über Abweichungen und Verſtöße — § 182, 3 Odi G. — (8 9) 
ſind für jede einzelne Rechnung oder für mehrere zuſammengehörige Rechnungen in einen 
Kalte es der alsbald nach Abſchluß des Reviſionsgeſchäfts hierher zu er⸗ 
a iſt. 
Falls zu der einen oder anderen delegierten Rechnung die Entlaſtung oder Richtigkeits⸗ 


erklärung noch nicht hat erteilt werden können, ſind die Gründe hierfür anzugeben. 


Beſondere Vorſchriften für die einzelnen delegierten Rechnungen oder Rechnungsarten 
bleiben vorbehalten. 
Potsdam, den 6. Juni 1912. 
Oberrechnungskammer. 
gez. von Magdeburg. 


al 


Anlage 12. 


Auszug 
aus dem 


Geſetz, betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe der Oberrechnungskammer, 
27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 278), 

22. März 1912 (Geſetzſamml. S. 29). 

(Die Abänderungen auf Grund des Geſetzes vom 22. März 1912 ſind in lateiniſcher Schrift gedruckt.) 


vom 


§ 11. 

Die Oberrechnungskammer darf Rechnungen, die von geringerer Bedeutung sind 
oder bei denen wesentliche Abweichungen von den maßgebenden Vorschriften und 
Bestimmungen oder finanziell erhebliche Erinnerungen in größerer Anzahl nicht vor- 
zukommen pflegen, von der eigenen Prüfung ausschließen und diese unter Bestimmung 
der Art der Ausführung sowie die Erteilung der Entlastung den von ibr im Ein- 
vernehmen mit dem zuständigen Verwaltungschef bestimmten Verwaltungsbehörden 
überlassen. 

Die Oberrechnungskammer soll jedoch von Zeit zu Zeit dergleichen Rechnungen 
und Nachweisungen einfordern, um sich zu überzeugen, daß die Verwaltung der Fonds, 
worüber sie geführt werden, vorschriftsmäßig erfolge. 

Änderungen in dem Verzeichnisse der von der Prüfung der Oberrechnungskammer 
ausgeschlossenen Rechnungen sind im Landtage jedesmal. bei Vorlage der allgemeinen 
Rechnung über den Staatshaushalt mitzuteilen. 


8123 
Die Reviſion der Rechnungen iſt außer der Rechnungsjuſtifikation noch beſonders 
darauf zu richten: 

a) ob bei der Erwerbung, der Benutzung und der Veräußerung von Staatseigentum 
und bei der Erhebung und Verwendung der Staatseinkünfte, Abgaben und 
Steuern nach den beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften unter genauer Beachtung 

der maßgebenden Verwaltungsgrundſätze verfahren worden iſt; 
b) ob und wo nach den aus den Rechnungen zu beurteilenden Ergebniſſen der Ver⸗ 
waltung zur Beförderung des Staatszwecks Abänderungen nötig oder ratſam ſind. 


SL, 


Die Oberrechnungskammer erteilt den rechnungsführenden Beamten, wenn fie ihren 
Verbindlichkeiten vollſtändig genügt und die aufgeſtellten Erinnerungen erledigt haben, eine 
Decharge mit den in den 88 146 bis 153 Teil ! Titel 14 des Allgemeinen Landrechts 
einer Quittung beigelegten Wirkungen. Stellen ſich Vertretungen des Rechnungsführers 
oder anderer Beamten bei der Rechnungsreviſion heraus, deren Deckung durch die Notaten- 
beantwortung nicht nachgewieſen wird, ſo hat die Oberrechnungskammer die weitere Ver⸗ 
folgung, welche von der vorgeſetzten Behörde zu betreiben iſt, nötigen Falles durch Ein- 
tragung in das Soll der Einnahmen anzuordnen. 


§ 17a. 


Von der Herbeiführung der Einziehung von Beträgen, die an öffentliche Kassen 
zu wenig ein- oder von ihnen zu viel ausgezahlt worden sind, und von der Anregung 
der Auszahlung von Beträgen, die von öffentlichen Kassen zu wenig aus- oder an sie 
zu viel eingezahlt worden sind, darf die Oberrechnungskammer absehen, wenn es sich 
um geringfügige Beträge handelt oder wenn die Einziehung oder Auszahlung mit 
Weiterungen oder Kosten verbunden wäre, die nicht im richtigen Verhältnisse zu der 
Höhe des Betrags ständen. 


Geſ. vom 
22. g. 12. 


Geſ. vom 
22.8. 12. 


592 


§ 18. 

Die nach Vorſchrift des Artikels 104 der Verfaſſungsurkunde mit der allgemeinen 
Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres von der Staatsregierung dem Landtage 
vorzulegenden, von der Oberrechnungskammer unter ſelbſtändiger, unbedingter Verantwort⸗ 
lichkeit aufzuſtellenden Bemerkungen müſſen ergeben: 


1. ob die in der Rechnung aufgeführten Beträge in Einnahme und Ausgabe mit 
denjenigen übereinſtimmen, welche in den von der Oberrechnungskammer revidierten 
Kaſſenrechnungen in Einnahme und Ausgabe nachgewieſen find, 

2. ob und inwieweit bei der Vereinnahmung und Erhebung, bei der Verausgabung 
oder Verwendung von Staatsgeldern oder bei der Erwerbung, Benutzung oder 
Veräußerung von Staatseigentum Abweichungen von den Beſtimmungen des 
geſetzlich feſtgeſtellten Staatshaushaltsetats oder der von der Landesvertretung 
genehmigten Titel der Spezialetats ($ 19) oder von den mit einzelnen Poſitionen 
des Etats verbundenen Bemerkungen oder von den Beſtimmungen der auf die 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben oder auf die Erwerbung, Benutzung oder 
Veräußerung von Staatseigentum bezüglichen Geſetze ſtattgefunden haben, ins⸗ 
beſondere 

3. zu welchen Etatsüberſchreitungen im Sinne des Artikels 104 der Verfaffungs- 
urkunde ($ 19), ſowie zu welchen außeretatsmäßigen Ausgaben die Genehmigung 
des Landtags noch nicht beigebracht iſt. 


ef, vom Falls die Oberrechnungskammer von der Befugnis des $ 11 Abs. 1 Gebrauch macht, 
22. 8. 18, erfolgt die Aufstellung der Bemerkungen auf Grund der von den Verwaltungsbehörden 
zu liefernden Unterlagen. 


§ 18a. 
1 Bei geringfügigen Beträgen soll die Aufstellung von Bemerkungen unterbleiben; 
desgleichen wenn es sich um eine bloße Fondsverwechselung handelt, durch die wesent- 
iche Etatsüberschreitungen weder verursacht noch vermieden worden sind. Bei wich- 
tigen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung darf jedoch von der Aufstellung von Be- 
merkungen nicht Abstand genommen werden. 
8.19: 
Dei. Som Etatsüberschreitungen im Sinne des Artikels 104 der Verfassungsurkunde sind 


alle Mehrausgaben, welche gegen die einzelnen Kapitel und Titel des nach Artikel 99 
a. a. 0. festgestellten Staatshaushaltsetats oder gegen die von der Landesvertretung 
genehmigten Titel der Spezialetats stattgefunden haben, soweit nicht 


a) einzelne Titel in den Etats als übertragbar ausdrücklich bezeichnet sind und 
bei solchen die Mehrausgaben bei einem Titel durch Minderausgaben bei 
anderen ausgeglichen werden ‘oder 

b) bei einzelnen Titeln ausdrücklich vermerkt ist, daß dem Ausgabesoll be- 
stimmte Einnahmen zufließen sollen und die entstandenen Mehrausgaben in 
den Einnahmen ihre Deckung finden. 


Unter dem Titel eines Spezialetats iſt im Sinne dieſes Geſetzes zu verſtehen jede 
Poſition, welche einer ſelbſtändigen Beſchlußfaſſung der Landesvertretung unterlegen hat 
und als Gegenjtaud einer ſolchen im Etat erkennbar gemacht worden iſt. 

In die zur Vorlegung an den Landtag gelangenden Spezialetats find fortan, zuerſt 
in die Etats für das Jahr 1873, bei den Beſoldungsfonds die Stellenzahl und die Ge⸗ 
haltsſätze, welche für die Dispoſition über dieſe Fonds maßgebend ſind, aufzunehmen. 

Eine Nachweiſung der Etatsüberſchreitungen und der außeretatsmäßigen Ausgaben iſt 
jedesmal im nächſten Jahre, nachdem ſie entſtanden ſind, den Häuſern des Landtags zur 
nachträglichen Genehmigung vorzulegen. Die Erinnerungen der Rechnungslegung werden 
durch dieſe Genehmigung nicht berührt. 


Anlage 1b. 
Auszug 
aus der 
Inſtruktion für die Oberrechnungskammer vom 18. Dezember 1824. 
8 3. 


Die Prüfung der Rechnungen muß unter genauer Beachtung der beſtehenden Ver- 
waltungsgrundſätze, mit Umſicht und Sachkenntnis geſchehen, nicht aber lediglich auf Rech⸗ 
nungsjuſtifikation beſchränkt werden. Der Rat, welcher die Reviſion der Rechnung bewirkt, 
muß in das Weſen der Verwaltung ſelbſt eindringen, um zu prüfen, wie verwaltet, und ob 
dabei grundſätzlich verfahren iſt, oder ob und welche Abweichungen und Mißbräuche ftatt- 
gefunden haben. Mit dem Geiſte der Verwaltungs- und Regierungsgrundſätze vertraut, 
muß die Oberrechnungskammer beurteilen, ob das Staatseinkommen innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ſo ergiebig als möglich gemacht worden, oder ob und in wie weit ein 
höherer Ertrag ohne Druck hätte erreicht werden können. Sie muß ferner prüfen, ob bei 
Verwendung des Ausgabefonds zweckmäßig und mit möglichſter Sparſamkeit zu Werke 
gegangen, oder ob und wodurch eine Verminderung derſelben zu bewirken geweſen ſein würde. 


§ 10. 

Bei allen Ausgaben, inſofern deren Betrag nicht durch die Etats unveränderlich und 
unwiderruflich feſtſteht, muß die größte mit dem Zweck der Bewilligung nur irgend verein⸗ 
bare Sparſamkeit beobachtet und jede Unwirtſchaftlichkeit bei Vermeidung eigener Vertretung 
vermieden werden. 

Denn die zu den verſchiedenartigen Zwecken ausgeſetzten Fonds ſind nicht dazu 
beſtimmt, um jedenfalls vollſtändig verwertet zu werden, ſondern um deshalb bewilligt, 
damit es nirgends an Mitteln zur Beſtreitung notwendiger Verwaltungskoſten oder Er⸗ 
reichung der Regierungszwecke fehle. 

Nur die gewiſſenhafteſte und umſichtigſte Verwaltung ſämtlicher Ausgabefonds kann 
dahin führen, 
das wirkliche Erfordernis überall genau kennen zu lernen und angemeſſene Be⸗ 
ſchränkungen für die Folge möglich zu machen. 


Anlage 2. 

Etatsjahr 19 Behörde ER 
Verzeichnis 

der Abweichungen gemäß § 18°, , § 18a in Verbindung mit §8 19 DNKG. 


— — 


Bei Fonds⸗ 
ver⸗ 


Die Ab» 


weichung 
; wechſlungen: 

Lau⸗ Bezeichnung Gegenſtand bezieht Der Betrag . 
ſende 9 Betrag 0 ſich auf war zu der Be⸗ 
x = = Kap. Tit.] Derrehnen | Der | mertungen 
9 9 1 4 . . 
Nr. Rechnung Abweichung des Etats des Etats | lege 

Einnahme [Einnahme 

Ausgabe Ausgabe 


| I. Fondsverwechſlungen. 


II. Andere Abweichungen. 
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Betr. Abnahme und Prüfung der Rechnungen. 


Oberrechnungskammer. 
Potsdam, den 5. November 1912. 


Mit Bezug auf § 12 der unterm 29. Juli d. Is. (G. 1007) überſandten 
Beſtimmungen vom 6. Juni 1912 für die Verwaltungsbehörden in Ausführung 
des Geſetzes zur Abänderung der Vorſchriften über die Abnahme und Prüfung 
der Rechnungen vom 22. März 1912 

wird im Anſchluß an die in dieſen Beſtimmungen gegebenen allgemeinen Richtlinien für das 
Verfahren bei Prüfung der den Verwaltungsbehörden überlaſſenen Rechnungen aus dem 
Bereiche der Handels- und Gewerbeverwaltung nachſtehendes beſtimmt: 

Zu § 2. Bei Prüfung der Rechnungen der ſtaatlichen gewerblichen Fachſchulen iſt 
ſorgfältig darauf zu halten, daß die unterm 31. März 1908 für dieſe Schulen erlaſſene 
Anweiſung, die ſowohl den Behörden wie auch den Kafjen- und Rechnungsbeamten genaue 
Vorſchriften über die Verwaltung der Fonds, die Kaſſenführung und Rechnungslegung an 
die Hand gibt, gebührend beachtet wird. 

Die Rechnungsprüfung hat ſich ferner u. a. auch beſonders darauf zu erſtrecken, daß 
diejenigen Gemeindeverwaltungen, welche vertragliche Verpflichtungen zur Unterhaltung uſw. 
der Schulgebäude übernommen haben, ſich der Erfüllung dieſer Verpflichtungen nicht ent⸗ 
ziehen, und daß nicht die Schulfonds mit Koſten für Leiſtungen dieſer Art belaſtet werden. 
Bei den hier bewirkten Prüfungen ſind mehrfach Verſtöße in dieſer Beziehung beobachtet worden. 

Zu 588 5 und 8. Die Anzeigen der Verwaltungsbehörden über die Richtigkeits⸗ 
erklärung der delegierten Rechnungen ($ 5) find künftig von den Behörden, bei denen die 
Rechnungen von der Handels- und Gewerbeverwaltung abgenommen werden, in den Ab— 
nahmeverhandlungen zu dieſen Rechnungen zu erſtatten. Ebenſo ſind die Beſcheinigungen 
gemäß § 8 über die in den delegierten Rechnungen nachgewieſenen Einnahme- und Aus⸗ 
gabebeträge in den Abnahmeverhandlungen zu erteilen. Zu dieſem Zwecke müſſen die 
delegierten Rechnungen ſo frühzeitig geprüft werden, daß bei Abnahme der Rechnungen 
von der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung die erforderlichen Angaben gemacht werden 
können. Iſt dies in einzelnen Fällen ausnahmsweiſe nicht angängig, ſo ſind Anzeige und 
Beſcheinigung vorzubehalten und demnächſt ſo bald wie möglich nachzubringen. Bemerkt 
wird, daß in den Beſcheinigungen auch die aus der Aufrechnung der bei den einzelnen 
Etatspoſitionen nachgewieſenen Beträge ſich ergebenden Titelſummen darzuſtellen ſind. 

Diejenigen Behörden, von denen Rechnungen der Handels- und Gewerbeverwaltung 
nicht vorgelegt werden, haben die erwähnten Anzeigen und Beſcheinigungen alsbald nach 
dem Abſchluß des Prüfungsgeſchäfts, ſpäteſtens bis zum 1. April des auf den Final— 
abſchluß folgenden Jahres hierher einzureichen. 

Da die Rechnungen von der Handels- ufiv. Verwaltung für 1911 bereits zum größten 
Teile hier vorliegen, ſo ſind die Anzeigen uſw. für diesmal allgemein mittels beſonderen 
Berichts bis zum 1. April 1913 einzureichen. 

Zu $ 9. Sind Abweichungen im Sinne des § 18 2, und des § 18a in Verbindung mit 
§ 19 ONKG. bei der Rechnungsprüfung nicht wahrgenommen, ſo iſt dies in der vorbezeich⸗ 
neten Anzeige (zu § 5) zu erwähnen, andernfalls iſt das Verzeichnis nach Beilage 2 beizufügen. 


B. 157. gez. v. Magdeburg. 
An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


— 


III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsverkehr. 
Betr. Preisfeſtſtellung im Getreidegroßhandel. 
Berlin, den 5. Dezember 1912. 


Die Preiſe für Weizen, Roggen, Hafer und Gerſte werden für ſtaatliche Zwecke in 
Preußen vom 1. Januar 1913 ab zunächſt nur noch an folgenden Großhandelsplätzen: 


1. Königsberg, 6. Breslau, 11. Dortmund, 

2. Danzig, 7. Gleiwitz, 12. Frankfurt a. M., 
3. Berlin, 8. Magdeburg, 13. Cöln, 

4. Stettin, | 9. Kiel, 14. Duisburg, 


5. Poſen, 10. Hannover, 135. Grefeld, 
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amtlich feſtgeſtellt. Sie werden unmittelbar nach ihrer Feſtſtellung dem Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Amt in Berlin telegraphiſch mitgeteilt, von dieſem zuſammengeſtellt und im 
Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger veröffentlicht werden.“) 

Die für ſtaatliche Zwecke durch die Anweiſungen vom 27. September 1893 (MBl. 
f. d. i. V. 1893 S. 248 ff.) und vom 30. November 1908 (M. f. L. I. A. Ia. 6114 und 
M. d. J. Ib. 4670) vorgeſchriebene Ermittelung und Feſtſtellung jener Preiſe ſowie ihre 
Mitteilung an das Königliche Statiſtiſche Landesamt in Berlin wird hierdurch vom 
1. Januar 1913 ab entbehrlich und fällt von da ab fort. 

Wir erſuchen, die unterſtellten Behörden hiernach zu verſtändigen. Die Befugnis der 
Bezirksregierungen ($ 1 der Anweiſung vom 27. September 1893), die Ortſchaften zu be⸗ 
ſtimmen, an denen Marktpreiſe zu ermitteln und feſtzuſtellen ſind, wird durch die Neu⸗ 
regelung für die Erhebung von Preiſen für Weizen, Roggen, Hafer und Gerſte aufgehoben. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirt⸗ 1553 

für Handel und Gewerbe. ſchaft, Domänen und Forſten. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. In Vertretung. 
v. Meyeren. Küſter. Holtz. 


I. A. Ia. 4660 II. ung. M. f. L. — IIb. 9787 II. Ang. M. f. H. — Ia. 6058 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abſchrift den Herren Oberpräſidenten mit dem Zuſatze: 

Auch die nach den Grlaffen des mitunterzeichneten Miniſters des Innern vom 
11. November 1896 und 30. Dezember 1896 (M Bl. f. d. i. V. 1896 S. 226, für 1897 
S. 27) für das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt in Berlin vorgeſchriebenen telegraphiſchen Mit⸗ 
teilungen der Preiſe für Weizen, Roggen, Gerſte und Hafer aus einer Reihe preußiſcher 
Städte werden durch die anderweite Regelung entbehrlich. Wir erſuchen, die in Betracht 
kommenden Behörden zu verſtändigen, von dieſen Mitteilungen vom 1. Januar 1913 ab 


abzuſehen. 
An. die Herren Oberpräſidenten. 


*) Erl. v. 6. Dezember 1912 (HM Bl. S. 558). 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 17. Dezember 1912. 


Der Firma Kraiß & Friz in Stuttgart iſt geſtattet worden, das ihr von dem Deutſchen 
Acetylenverein unter Nr. 42 am 24. Auguſt d. J. erteilte Typenzeugnis auf ihre Waſſer⸗ 
vorlage K U- F Modell MS 12 — bekannt gegeben durch Erlaß vom 31. Oktober d. Is. 
(HMBl. S. 535) — auch für die neuerdings in den Handel gebrachte Waſſervorlage 
„K- U- F Modell MS 12 abgeändert“ zu benutzen. 

In Vertretung. 
III. 8617. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Arbeiterverſicherung. 
I. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Betr. Stellvertretung des Vorſitzenden des Oberverſicheruugsamts. 
Berlin, den 6. Dezember 1912. 
Zur Behebung von Zweifeln, die bezüglich der Stellvertretung der Herren Regierungs⸗ 
präſidenten in ihrer Eigenſchaft als Vorſitzender des der betreffenden Regierung angeglie⸗ 
derten Oberverſicherungsamts entſtehen könnten, insbeſondere zur Entſcheidung der Frage, 


Anlage 
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inwieweit die Herren Regierungspräſidenten befugt ſind, dieſe Vertretung auch dem ihnen 
en Oberregierungsrat zu übertragen, ſehen wir uns veranlaßt, nachſtehendes zu 
bemerken: 

Durch die Vorſchrift im § 67 der Reichsverſicherungsordnung, daß als ſtändiger Ver⸗ 
treter des Vorſitzenden ein Direktor des Oberverſicherungsamts beſtellt wird, iſt zwingend 
beſtimmt, daß in allen Angelegenheiten, die nach der Reichsverſicherungsordnung zur Zu⸗ 
ſtändigkeit des Oberverſicherungsamts gehören, der Vorſitzende durch den Direktor, nicht 
aber auch durch den ihm als Regierungspräſident beigegebenen Oberregierungsrat zu ver⸗ 
treten iſt. Die Frage iſt ſomit, ſoweit die in § 61 der Reichsverſicherungsordnung auf⸗ 
geführten Geſchäfte in Betracht kommen, durch Beſtimmung des Direktors des Oberverſiche⸗ 
rungsamts als Stellvertreter reichsrechtlich geregelt. 

Anders verhält es ſich mit den dienſtpragmatiſchen Geſchäften, die ſich außerhalb der 
Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung vollziehen und zu denen insbeſondere die Per⸗ 
ſonalangelegenheiten der mittleren Kanzlei- und Unterbeamten, die Annahme und Beur⸗ 
laubung dieſer Beamten, die Gewährung von Unterſtützungen u. dergl. ſowie die Unter⸗ 
haltung und Benutzung der Dienſträume gehören. Hier tritt die Regel des § 20 des 
Landesverwaltungsgeſetzes ein. Sofern nicht angeordnet wird, daß auch für dieſe Geſchäfte 
dem Direktor des Oberverſicherungsamts die Vertretung des Regierungspräſidenten obliegt, 
wird ſie durch den letzterem beigegebenen Oberregierungsrat wahrzunehmen ſein. 

f Wir erſuchen, hiernach zu verfahren und die danach erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. 


Der Miniſter des Junern. Der Finanzmiiniſter. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
gez. Holtz. gez. Halle. 


Ic. 3584. — IM. P. 2147. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


3. Verſicherung der Angeſtellten. 
Betr. Beitragsleiſtung durch die Arbeitgeber (§ 177 des Geſ.). 


Auf Grund des § 184, § 187 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte be- 
ſtimmt die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte mit Genehmigung des Reichskanzlers 
folgendes: 


In Ergänzung der Nr. IB der Bekanntmachung vom 24. Mai 1912 werden“) für die 
Beitragsentrichtung für Angeſtellte, die von mehreren Arbeitgebern während des Monats 
beſchäftigt werden (§ 177 a. a. O.), folgende weitere Erleichterungen zugelaſſen: 


1. An Stelle der Überſichten und Veränderungsanzeigen ($ 181 a. a. O.) — zu vergl. 
Nr. IA 3 der oben angeführten Bekanntmachung — können Poſtkarten mit dem aus der 
Anlage erſichtlichen Vordruck verwendet werden; Veränderungsanzeigen ſind nur dann zu 
machen, wenn es ſich um den Wechſel in der Perſon des Angeſtellten handelt. 

2. Für Lehrer oder Erzieher können die im Laufe eines Kalendervierteljahrs fälligen 
monatlichen Beiträge nach vorhergehender Anzeige an die Reichsverſicherungsanſtalt zu⸗ 
ſammen, und zwar ſpäteſtens bis zum 15. des auf das Kalendervierteljahr folgenden 
Monats entrichtet werden. 

Bei vierteljährlichen Beitragszahlungen ſind die Veränderungsanzeigen ſpäteſtens bei 
Einſendung der Beiträge, und zwar nur dann zu machen, wenn im Laufe des Vierteljahrs 
ein Wechſel in der Perſon des Angeſtellten oder eine Anderung in der Höhe der für die 
einzelnen Monate fälligen Beiträge eingetreten iſt. 


Berlin⸗Wilmersdorf, den 31. Oktober 1912. 


Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. 


*) HM Bl. S. 355. 
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Anlage. 
Vorderſeite. 


Dem Poſtſcheckkonto der Reichsverſicherungsan⸗ Poſtkarte 
ſtalt für Angeſtellte bei dem Poſtſcheckamt in Berlin 
ſind die umſeitigen Beträge 


am ten 191 
überwieſen. An 


die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, 


Abteilung II, 


8 (Wohnort und Straße) 


(Poſtamt.) A a E 
in Berlin⸗Wilmersdorf, 


(Oberpoſtdirettion) Hohenzollerndamm. 


Vom Arbetrgeber deutlich auszufüllen. 


Rückſeite. 


Des Angeſtellten 


g en Ale ten 18 
(Vor- und Zuname, bei Frauen auch Geburtsname (Zuname unterſtrichen.) (Geburtstag) 


J (Geb tsort) (Kreis, Amt.) 


Fällige Beiträge 


Kafendermonate, Gezahltes 


8% | Sp. 3 Zur Beachtung. 
für die Belträge Entgelt des Enigelis aufgerundet 1) Zu Spalte 8/4 Beifplel: Entgelt 15,60 , Beitrag 
fäll g find in # (Sp. 2 auf 10.7 = 0,08. 15,60 = 1,248 &, aufgerundet (Sp. 4) nach 
in MH | in AM 8177 d. Geſ. = 1390 M 


s 2) Bei Befrelung des Angeſtellten von der eigenen 
\ Beitragsleiſtung nach $ 390 a a. O ſind in ber 

„ I! Spalte 3 nur 4% als Entgelt einzuſtellen. Für das 
vorſtehende Beiſpiel würde zu zahlen fein: 0,04. 15,60 
= 0,624 , aufgerundet 0,70 A 

3) Werteljährliche Beitragszahlungen find nach vor⸗ 
heriger Anzeige an die Reichs vel ſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte bei der Beſchäftigung von Lehrern oder 
E ziehern zuläſſig. 

4) Die Poſtſcheckamtsgebühr beträgt bei Einſendung 
durch Zahlkarten bis auf weiteres 12 , bei fiber: 
weiſung 7 77 


Poſtſchecamts gebühr. 


— 


Gefamleinzahlung | 


Betr. Verſicherungspflicht der Angeftellten der Gemeindeverbände oder Gemeinden. 


Der Miniſter des Innern. 
0 Berlin, den 23. November 1912. 


Durch Beſchluß vom 29. Juni d. J. (RG Bl. ©. 405) hat der Bundesrat gemäß $ 9 
Abf. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 989) 
beſtimmt, welche Gehaltsklaſſe der Berechnung des Mindeſtbetrags im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift zugrunde zu legen iſt. 2 de 

dur Grumd des § 320 des angezogenen Geſetzes übertrage ich die nunmehr gemäß 
8 9 Abf. 3 zu treffenden Entſcheidungen für die in Betrieben oder im Dienſte eines Ge⸗ 
meindeverbandes oder einer Gemeinde beſchäftigten Beamten oder ſonſtigen Angeſtellten 
auf die Kommunalaufſichtsbehörden. 
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Die Entſcheidung iſt nach folgenden Geſichtspunkten zu treffen: 

1. Bei den auf Lebenszeit Angeſtellten gilt die Anwartſchaft als gewährleiſtet, wenn 
ihnen kraft Geſetzes oder auf Grund eines Ortsſtatuts oder eines Beſchluſſes des zuſtändigen 
kommunalen Organs oder nach dem Inhalt ihrer Auſtellungsurkunde oder ihres ſchrift⸗ 
lichen Dienſtvertrags die im erwähnten Bundesratsbeſchluß feſtgeſetzten Mindeſtbeträge an 
Ruhegeld und Hinterbliebenenrente zuſtehen. 

2. Bei den auf Kündigung Angeſtellten gilt die Anwartſchaft gewährleiſtet, wenn 
außer den unter 1 benannten Vorausſetzungen noch folgende Bedingungen erfüllt ſind: 

a) Die Kündigung muß vom Vorhandenſein eines wichtigen Grundes (vergl. 8 626 

BGB.) abhängig gemacht ſein. 

b) Falls für die Entſcheidung darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, der Rechtsweg 
ausgeſchloſſen iſt, muß in anderer Weiſe dafür geſorgt ſein, daß dieſe Entſcheidung 
nicht lediglich dem Ermeſſen des zur Kündigung berufenen kommunalen Organs 
endgültig überlaſſen bleibt. Es muß vielmehr dem Betroffenen die Möglichkeit 
offen ſtehen, durch Anrufung einer außerhalb der Kommune ſtehenden Inſtanz eine 
Nachprüfung zu erreichen. 


3. Bei den auf Probe Angeſtellten gilt die Anwartſchaft als gewährleiſtet, wenn die 
Anſtellung auf Grund oder nach den Grundſätzen des § 10 des Kommunalbeamtengeſetzes 
und für eine beſtimmte, die Vorausſetzungen der Verſicherungsfreiheit erfüllende Stelle 
(vergl. zu 1 und 2) erfolgt tft. 

Auf Lehrperſonen an kommunalen Unterrichtsanſtalten erſtreckt ſich dieſer Erlaß nicht. 

Sie wollen hiernach das Weitere veranlaſſen, insbeſondere auch die Landräte (Ober- 
amtmänner) wegen der ihrer Aufſicht unterliegenden Gemeinden oder Gemeindeverbände 
mit Anweiſung verſehen. 

Im Auftrage. 


IVa. 2738. gez. Freund. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Verſicherungspflicht der Angeſtellten der Gemeindeverbände oder Gemeinden. 
Der Miniſter des Innern. 

Berlin, den 18. Dezember 1912. 

Es liegt die Möglichkeit vor, daß eine Anzahl von Kommunen zwar bereit iſt, die 
in dem Runderlaſſe vom 23. November 1912 (vorftehend) dargelegten Vorausſetzungen 
für eine Befreiung von der Verſicherungspflicht ihrer auf Kündigung oder auf Probe An⸗ 
geſtellten zu erfüllen, die formellen Beſchlüſſe hierüber aber erſt nach Verlauf von Monaten 
vorzulegen in der Lage iſt. Insbeſondere bei den Provinzialverbänden, aber auch bei 
Kreiſen dürfte dies die Regel ſein. 

Es liegt kein Bedenken vor, daß die Aufſichtsbehörde in ſolchen Fällen zunächſt eine 
Entſcheidung im Sinne des 8 9 Abf. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 
20. Dezember 1911 unter der Bedingung trifft, daß der betreffende Verband ſich verpflichtet, 
für den Fall des Nichtzuſtandekommens entſprechender Beſchlüſſe des entſcheidenden Organs 
die Beiträge, und zwar einſchließlich des auf die Angeſtellten entfallenden Anteils, für die 
Zeit vom 1. Januar 1913 ab nachzuentrichten. 


Im Auftrage. 
IVa. 2968. gez. Freund. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Betr. Verſicherungspflicht der im Dienſte der Juſtizverwaltung Beſchäftigten. 
J. Gemäß 9 9 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 
1911 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 989) beſtimme ich: 
Die Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten im Sinne des § 9 Abſ. 1 
des Geſetzes iſt allen im Dienſte der Juſtizverwaltung Beſchäftigten gewährleiſtet, denen 
eine Anwartſchaft auf Penſion und Hinterbliebenenbezüge nach den landesgeſetzlichen Vor⸗ 
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ſchriften zuſteht; hierunter fallen — abgeſehen von den etatmäßigen Beamten — die 
ſtändigen Hilfsarbeiter aller Dienſtzweige, die nichtetatmäßigen Amtsanwälte im Haupt- 
amte, die Hilfsarbeiter aus dem Stande der Militäranwärter, die in einem Dienſtzweig 
auf Grund der für dieſen beſtandenen Prüfung als Beamte beſchäftigt werden, die 
Kanzleigehilfen. 

II. Gemäß 5 10 Abſ. 2 des Geſetzes beſtimme ich: 

1. Die Beamten, die im Dienſte der Juſtizverwaltung für ihren Beruf ausgebildet 
werden, z. B. Referendare, Anwärter für den Amtsanwaltsdienſt, für den Gerichtsſchreiber⸗ 
oder Gerichtsſchreibergehilfendienſt, für den Dolmetſcherdienſt, für den Gerichtsvollzieher⸗ 
dienſt, befinden ſich während der ganzen Dauer des Ausbildungsdienſtes lediglich in dieſem 
Dienſte, und zwar auch, ſolange ſie gegen Entgelt beſchäftigt werden. 

2. Vorläufig beſchäftigte Beamte ſind die mit Beamteneigenſchaft ausgeſtatteten nicht⸗ 
ſtändigen Hilfsarbeiter aller Dienſtzweige, z. B. die zur Vertretung oder Aushilfe ab⸗ 
geordneten Gerichtsaſſeſſoren, Aktuare und ſonſtige Bureauhilfsarbeiter, Inſpektionsgehilfen, 
Gerichtsvollzieher kr. A. 


III. Zur Ausführung des Geſetzes wird ferner bemerkt: 

N 1. Die nicht nach 1 verſicherungsfreien Amtsanwälte find verſicherungsfrei, wenn 
ihre Beſchäftigung nicht ihren Hauptberuf bildet (8 I Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes). N 

2. Als verſicherungsfrei werden die Hilfsſchreiber angeſehen, weil ſie mit lediglich 
mechanischen Dienſtleiſtungen beſchäftigt werden; als ſolche iſt auch die einfache ſteno— 
graphiſche Aufnahme eines Diktats und die Übertragung eines einfachen Stenogramms in 
Hand⸗ oder Maſchinenſchrift anzuſehen; zur Entlaſtung des Gerichtsſchreibers oder Sekretärs 
dürfen Hilfsſchreiber dauernd nicht mehr herangezogen werden. 

IV. Von dieſen Anordnungen ſind die davon betroffenen Beſchäftigten in Kenntnis 
zu ſetzen. 

V. Wird eine Gruppe von Beſchäftigten oder ein einzelner Beſchäftigter als nach dem 
Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte verſicherungspflichtig angeſehen oder entſtehen über dieſe 
Verſicherungspflicht hinſichtlich einer Gruppe von Beſchäftigten oder hinſichtlich eines ein⸗ 
zelnen Beſchäftigten Zweifel, ſo iſt unverzüglich zu berichten. Von der Verſicherung iſt in 
dieſen Fällen einſtweilen abzuſehen. 

Berlin, den 9. Dezember 1912. 


Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung. 
1.2889. A. 62 Bd. 8. Juſt M Bl. S. 409. gez. Küntzel. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Überfiht über die Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der 
Hauspwirtſchaftskunde. 
Im Jahre 1913 werden beginnen die Prüfungen: 
a) für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten: 
in Königsberg i. Pr. am 7 September. 


Danzig 17. März. 
Hannover 14 nr 
Stettin „ 6. und 18. September. 
Magdeburg 11. Februar. 
Erfurt 10. März. 
Halle a. S. 3. September. 
Potsdam 20. Februar. 
Berlin: 
im Lettehauſe „28. Februar und 22. September. 


Vaterländiſchen Frauenverein am 10. März und 29. Auguſt. 
Heimathaus für Töchter höherer Stände am 13. März und 
15. September. 


in Bielefeld 
Dortmund 
Münſter 
Rheydt 
Eupen 
Cöln 

Caſſel 
Frankfurt a. M. 
Wiesbaden 
Poſen 
Breslau 
Görlitz 
Königshütte 
= Stiel 
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b) für Lehrerinnen der Haus wirtſchaftskunde: 
in Königsberg i. Pr. 


am 24. Februar. 
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13. März. 
26. Februar. 
14. März. 


27. Februar. 


23. September. 
17. März. 


am 5. September. 


6. März und 5. September. 
E 09% 


Tilſit 28. Februar. 
„Danzig 26. . 
Hannover 17. März. 
Stettin 18. und 3. September. 
= Magdeburg 17. Februar. 
Erfurt 13. März und 17. September. 
Potsdam 20. Februar. 
Berlin: 
im Peſtalozzi⸗Fröbelhaus am 11. September. 
: Nettehaus - 27. Februar und 18. September. 
Vaterländiſchen Frauenverein 6. März und 9. September. 
Bielefeld » 24. Februar. 
Dortmund „ 17. - 
„Münſter 13. März. 
Rheydt 26. Februar. 
„Eupen 10. März. 
: &öln u 100 
Caſſel „14. Februar. 
„Frankfurt a. M. 18. . 
Obernkirchen 1 a 
Poſen 4. März und 3. September. 
Maidburg o 
Breslau - 10. und 8. September. 
Görlitz „ 10 % 
Königshütte = 16. September. 
Altona 26. März. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Programme und Jahresberichte der Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 17. Dezember 1912. 

Im Intereſſe der Koſtenerſparnis ſoll von der Einrichtung, Fortführung und Ver⸗ 
öffentlichung des Nachweiſes über den Verbleib der Abſolventen der Maſchinenbauſchulen 
und höheren Maſchinenbauſchulen (ſiehe Erlaß vom 6. April d. J. (SMBl. S. 178 bei 
IIb. Ziffer 57) abgeſehen werden. Ich erſuche Sie, die Direktion uſw. hiervon zur 
Nachachtung in Kenntnis zu ſetzen. 

Im Auftrage. 


IV. 11115 II. Ang. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenſeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 
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